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Billionen für den Euro:
Tat der Retter und 
Rat der Ökonomen

Bei aller Euro-Retterei wird man fragen
dürfen: Wie lebt es sich in der Europä -
ischen Währungsunion mit der Einheits-
währung Euro? Können die Bürger der Eu-

ro-Zone stolz sein auf ihre Währung? Gibt sie ihnen Sicherheit
für Arbeit  und Lohn, für leistungsfähige Staaten, für sozialen
Fortschritt und wirtschaftliche Sicherheit im Alter? Man muss
nicht in eine Spezialbibliothek für Wirtschaft und Soziales ge-
hen, um die Antwort zu finden. Es reicht die Lektüre einer über
Politik und Wirtschaft informierenden Tageszeitung. Dort liest
der Interessierte zum Beispiel: „Die Lage in Spanien spitzt sich
zu.“ Oder: „Dem Süden Europas drohen politische Unruhen.“
Aber auch: „Moodys Warnschuss: Deutschland droht der Ver-
lust der erstklassigen Bonitätsnote.“

Wer sich daran macht, die Hilfen für in Schwierigkeiten ge-
ratene Mitgliedsländer der Euro-Union zu addieren, sieht die
Billionengrenze in nicht mehr allzu weiter Ferne. Die aus den
„Einzelfällen“ aufaddierte Summe liegt – aus der Sicht des un-
ruhig werdenden Beobachters – nahe bei seinen Besorgnissen.
Europa lässt sich seinen Euro etwas kosten. Über die Erträge
haben die rettenden Politiker aber offenbar noch nicht den
rechten Überblick. 

Die Tat der Retter offenbart sich auf der Ausgabenseite, die
Erträge bleiben im Ungewissen. Da stellt sich dann die Frage:
„Haben die Ökonomen rechtzeitig gewarnt?“ Doch, das haben
sie, mehrfach, vor der Einführung des Euro und danach. Wie
lautet ihr Rat jetzt? Die Ökonomen raten dringend dazu, den
Artikel des Vertrages ernst zu nehmen, in dem – verkürzt for-
muliert – steht: „No bailout!“ (auf deutsch: „Kein Rauspau-
ken!“). Gemeint ist: Wer Schulden macht, muss sie auch bedie-
nen. An dieser Stelle kollidiert der Ökonomen-Rat aufs Heftigs -
te mit der Mutlosigkeit der Politiker – eine Mutlosigkeit, die in
Vertragsverletzungen mündet. 

Hans D. Barbier

Musikkonserven
Parallel zu den zahlreichen
neuen Online-Musik-Services
hören die Deutschen zuneh-
mend Musik aus dem Internet.
Laut Bundesverband Musikin-
dustrie (BVMI) hat sich die
Zahl der Online-Musikdienste,
die in Deutschland verfügbar
sind, im vergangenen Jahr auf
annähernd 70 verdoppelt.
Nach einer aktuellen Studie
des BVMI macht das Strea-
ming mittlerweile knapp ein
Fünftel des täglichen Zeitbud-
gets für das Musikhören aus.
Dabei stehen vor allem die
Musikvideo-Portale und Web-
radios mit einem Anteil von je-
weils rund acht Prozent hoch
im Kurs der Musikliebhaber.

Knapp die Hälfte der gehör-
ten Musik geht nach wie vor
auf das Konto individuell aus-
gewählter Titel aus eigenem
Besitz, die per Tonträger (20
Prozent) oder digital (28 Pro-
zent) abgespielt werden. Das
Radio hat einen Anteil von 34
Prozent des täglichen Zeitbud-
gets zum Musikhören.

Der Gesamtumsatz aus allen
Musikverkäufen – im Internet,
CDs, Einnahmen aus Leis-
tungsschutzrechten sowie Li-
zenzeinnahmen, die aus der
Verwendung von Musik in
Werbung, TV, Filmen oder
Spielen entstehen – legte 2011
in Deutschland um 0,1 Prozent
auf 1,67 Milliarden Euro zu:
Für den BVMI ist das ein be-
merkenswerter Umsatzzu-
wachs.
http://goo.gl/9ztfZ
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Kleinanleger?
Nein danke!
Anfang Juli hat die Bundesre-
publik Deutschland Finanz -
agentur GmbH – sie managt die
Staatsfinanzen – angekündigt,
künftig bei der Staatsfinanzie-
rung auf die Bürger zu verzich-
ten: Zum Jahresende sollen
nach mehr als 40 Jahren keine
neuen Serien der in der Bevöl-
kerung lange beliebten Bundes-
schatzbriefe mehr aufgelegt
werden. Aufwand und Ertrag
klafften für die Finanzagentur
und ihre Aufsicht, das Bundes-
ministerium der Finanzen, in-
zwischen zu weit auseinander.
Das Ministerium habe unter
dem Gebot der möglichst kos-
tengünstigen Abwicklung der
Kreditaufnahme entschieden,
den Vertrieb von Bundeswert-
papieren für Privatpersonen
einzustellen. Zuletzt hatten
noch knapp 300 000 private
Anleger ein kostenloses Konto
bei der Finanzagentur. Wer
künftig in deutsche Staatsanlei-
hen investieren möchte, kann
diese gegen Gebühr über seine
Bank beziehen.

Das Privatgeschäft macht
inzwischen weniger als ein
Prozent der gesamten umlau-
fenden Schuld des Bundes aus.
Anfang der 1990er Jahre lag
dieser Anteil bei knapp 40 Pro-
zent. Zinsen von unter zwei
Prozent zum Ende einer sechs-
oder siebenjährigen Laufzeit
verlockten zuletzt kaum noch
Bürger, ihr Geld langfristig in
Bundesschatzbriefe anzule-
gen. Der Markt für Bundes-



Von der Musikbeschallung in
Arztpraxen über Konzerte bis
hin zu Zeitschriften mit DVD-
Beilage: Die GEMA fordert im
Namen ihrer Mitglieder Ge-
bühren. „Leider ist dieses Vi-
deo, das Musik von XYZ bein-
haltet, in Deutschland nicht
verfügbar, da die GEMA die
Verlagsrechte hieran nicht ein-
geräumt hat.“ Spätestens bei
diesem Hinweis auf You tube
dürfte vielen klar werden, dass
es in Deutschland eine wirk-
mächtige Institution gibt, die
Musikrechte verwaltet.

Die GEMA soll Künstler-
einkommen sichern
Der Hintergrund ist einleuch-
tend: Immerhin wollen auch
Künstler Einnahmen erzielen.
Musiker versuchen das, in-
dem sie Lizenzen für ihre Mu-
sik verkaufen, beispielsweise
an einen Musikverlag. Der
zahlt ihnen dann künftig ei-
nen Anteil vom CD-Verkaufs-
preis. Doch was ist mit der
Bezahlung, wenn das Lied im
Radio gespielt wird?

Da kaum alle Musiker mit
allen Radiosendern Verträge
abschließen können, gibt es
rechtlich verankerte Verwer-
tungsgesellschaften. In die-
sen organisieren sich die „Ur-
heber“ und einigen sich über
die Konditionen, zu denen die
Radiostationen Musik senden
dürfen. Die Sender zahlen an
die Verwertungsgesellschaf-
ten, und die wiederum vertei-
len die Einnahmen unter ih-
ren Mitgliedern. 

Die Einnahmen stammen
aus den unterschiedlichsten
Abgaben, die am Ende die
Musikliebhaber als Verbrau-
cher bezahlen: TV- und Radio-
sender zahlen für die Wieder-
gabe von GEMA-geschützter
Musik ebenso wie Gaststät-
ten, Kaufhäuser, Betreiber
von Telefonanlagen, Schau-
steller oder Friseure. GEMA-
Gebühren werden zudem auf
CD- und DVD-Rohlinge fällig.
Für USB-Sticks gilt beispiels-
weise seit 1. Juli 2012 eine
neue Tarifstruktur. Für Sticks
mit maximal vier GByte Spei-
cher werden künftig 0,91 Eu-
ro, für einen Stick mit mehr
als vier GByte 1,56 Euro
 GEMA-Gebühren fällig. Bis-
her galt einheitlich ein Betrag
von zehn Cent. Die Festset-
zung des Tarifs – einseitig
durch die GEMA – ist aller-
dings noch nicht endgültig,
eine Prüfung durch das Pa-
tentamt steht noch aus. Das
könne der GEMA zufolge aber
bis zu einem Jahr dauern.

Auch „Geräte zur Wieder-
gabe und Aufzeichnung“ wer-
den mit GEMA-Gebühren be-
legt: Für CD-Recorder, Com-
puter, Smartphones und an-
deres fallen Gebühren an, die
an Urheber und Verlage aus-
geschüttet werden. Beim
Blick auf die GEMA-Website
finden sich 137 unterschiedli-
che Tarife für fast alle Gele-
genheiten. Damit ist offen-
sichtlich: Jede und jeder, der
hierzulande Musik hört –
ebenso natürlich jeder, der

Musik macht – unterliegt di-
rekt oder indirekt den Be-
stimmungen der GEMA.

Rechtsgrundlage
und Historie
Die rechtliche Grundlage für
die GEMA findet sich im Ur-
heberrecht und im Urheber-
rechtswahrnehmungsgesetz.
Die Gesellschaft ist ein Verein
– keine staatliche Behörde –
und wird von ihren Mitglie-
dern selbst verwaltet. Ihre
Aufgabe ist es, Komponisten,
Texter sowie Verleger musi-
kalischer Werke gegenüber
Dritten zu vertreten. Als Ver-
wertungsgesellschaft unter-
liegt die GEMA der Aufsicht
des Deutschen Patent- und
Markenamtes.

Mit dem Urheberrechtsge-
setz des Deutschen Bundes
vom Juni 1870 wurde verfügt,
dass künstlerische Produkte
juristisch den Produkten von
Industrie und Handwerk
gleichgestellt werden. 1903
wurden die ersten beiden
deutschen Musikverwer-
tungsorganisationen, die „Ge-
nossenschaft Deutscher Ton-
setzer“ und die „Anstalt für
musikalisches Aufführungs-
recht“, gegründet. 

In den Folgejahren entstan-
den konkurrierende Verwer-
tungsgesellschaften, die sich
1930 unter dem Druck der
Weltwirtschaftskrise zur Ko-
operation zusammenfanden.
1933 wandelte Joseph Goeb-
bels, nationalsozialistischer
Reichspropagandaminister,
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GEMA: Musik, Moneten, Mitgliedschaften

Youtube-Nutzer sind genervt, Diskotheken- und Clubbetreiber protestieren, Karnevals- und
Heimatvereine fürchten um das Brauchtum: Seit einiger Zeit ist die „Gesellschaft für musika-
lische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte“, kurz: GEMA, in der Kritik. 

wertpapiere gehört damit ab
Januar 2013 ausschließlich
Banken, Versicherungen und
Fonds.
http://goo.gl/ACbzr

Jugendarbeitslosigkeit in
der Europäischen Union
Im letzten Jahr waren in der
EU 5,3 Millionen junge Er-
wachsene erwerbslos, die Ar-
beitslosenquote belief sich auf
21 Prozent. Bei den Personen
im Alter von 25 bis 64 Jahren
waren indes „nur“ acht Pro-
zent ohne Arbeit. Die Jugend-
arbeitslosigkeit war damit
mehr als doppelt so hoch. Die-
se Zahlen lassen sich dem
DIW-Wochenbericht 30/2012
entnehmen.

In den einzelnen europä -
ischen Ländern stellen sich für
die Nachwuchskräfte Lage und
Entwicklung unterschiedlich
dar. Am höchsten war die Ju-
gendarbeitslosenquote in Maze-
donien (55,3 Prozent); danach
folgen Spanien (46,4 Prozent)
und  Griechenland (44,4 Pro-
zent). Am niedrigsten lag die
Quote  in Teilen Mitteleuropas:
in Deutschland (8,6 Prozent)
und Österreich (8,3 Prozent).
Die Niederlande verzeichneten
mit einer Quote von 7,6 Prozent
die geringste Jugendarbeitslo-
sigkeit.

In kaum einem Land lag die
Jugendarbeitslosigkeit 2011
unter der von 2008; eine der
Ausnahmen ist die Bundesre-
publik. Einen rasanten Anstieg
bei der Zahl der Jugendarbeits-
losen gab es in den Krisenstaa-
ten der Eurozone – also in Grie-
chenland, Spanien, Portugal, Ir-
land und Zypern. Aber auch in
anderen Staaten – insbesonde-
re in Osteuropa – war dieser
Anstieg zu beobachten.
http://goo.gl/jsFap



Punktesystem. De facto be-
vorzugt das Verfahren vor al-
lem gängige Kompositionen
und ihre Urheber, denn die
Gebührenerhebung folgt dem
Grundsatz: Je häufiger ein
Werk aufgeführt wird, desto
mehr ist es wert. Der Hinter-
grund: Deutschland ist in
 GEMA-Bezirke aufgeteilt. Ein
Künstler, dessen Werke regel-
mäßig in jedem dieser Bezir-
ke aufgeführt wird, erhält ei-
nen hohen Multiplikator und
entsprechend eine deutlich
höhere GEMA-Ausschüttung
als etwa eine Band, die „nur“
regional erfolgreich ist. 
� Wer bei öffentlichen Auf-
tritten nur Musik von Urhe-
bern spielt, die die Wahrneh-
mung ihrer Rechte nicht der
GEMA übertragen haben,
muss das für jeden einzelnen
Musiktitel nachweisen. Kann
die Sachlage nicht eindeutig
geklärt werden, wird davon
ausgegangen, dass die Musik
nicht GEMA-frei ist, also zum
GEMA-Repertoire gehört und
somit entsprechende Gebüh-
ren fällig sind.
� Wer GEMA-geschützte
Werke legal auf einer Home-
page zum Download bereit-
stellt, muss an die GEMA zah-
len – sogar dann, wenn er sel-
ber der Komponist ist.
� Während der Mitglied-
schaft, die jeweils für einen
Zeitraum von drei Jahren gilt,
unterliegt das gesamte Werk
des Künstlers den GEMA-Sta-
tuten. Das heißt: Einzelne
Musikstücke können nicht
zur kostenlosen Nutzung frei-
gegeben werden.
� Die GEMA-Gebühren für
Speichermedien fallen auch
an, wenn DVDs oder Festplat-
ten nur zur Datensicherung
genutzt werden.

die freiwillige Kooperation in
ein staatlich kontrolliertes
Musikverwertungsmonopol
um, die STAGMA (Staatlich
genehmigte Gesellschaft zur
Verwertung musikalischer
Aufführungsrechte). Aus ihr
ging nach dem Zweiten Welt-
krieg die GEMA hervor.

Die GEMA verwaltet nach
eigenen Angaben derzeit et-
wa 1,6 Millionen Musiktitel.
Ihre Einnahmen betrugen im
Jahr 2011 knapp 826 Millio-
nen Euro. Rund 85 Prozent
davon wurden an die Mitglie-
der und die GEMA-Sozialkas-
se verteilt, die übrigen 15 Pro-
zent wurden für die Verwal-
tung – Personal- und Sachauf-
wand – ausgegeben.

Strittige Tarifordnung
und mehr
Auf den ersten Blick wirkt
das System der Gema einfach
und schlüssig: Die GEMA er-
hebt eine Gebühr, die Einnah-
men zahlt sie abzüglich einer
Verwaltungsgebühr an die
Urheber aus. Soweit die The-
orie. In der Praxis läuft es we-
niger reibungslos: 
� Die GEMA-Gebühren sind
bei kleinen und mittleren
Veranstaltern umstritten,
weil Saalgröße und Ticket-
preise anstatt der tatsächlich
verkauften Tickets für die Ge-
bührenkalkulation zugrunde
gelegt werden. 
� Bereits eine kurze Tonfolge
ist „schutzfähig“ und damit ge-
bührenpflichtig. Auch Auftrit-
te, die Amateure aus Spaß an
der Freud‘ bestreiten, sind ge-
bührenpflichtig. Tritt etwa ein
Chor zum Advent singen im Al-
tersheim auf, werden GEMA-
Gebühren fällig.
� Die Ausschüttung an die
Mitglieder erfolgt nach einem

Nur ordentliche Mitglieder
dürfen entscheiden
Die Kritikpunkte sind vielfäl-
tig. Doch warum sorgen die
GEMA-Mitglieder nicht für
entsprechende Änderungen?
Immerhin sind knapp 65 000
Komponisten, Textdichter
und Verleger als Mitglieder
registriert. Über die Zu-
sammensetzung des Auf-
sichtsrats und sämtlicher
 GEMA-Gremien bestimmt die
Mitgliederversammlung. Der
Aufsichtsrat wiederum be-
stimmt den Vorstand. Die Mit-
gliederversammlung besteht
allerdings nur aus den knapp
3 500 ordentlichen GEMA-
Mitgliedern sowie 64 Dele-
gierten der außerordent-
lichen und angeschlossenen
Mitglieder. 

Die breite Mehrheit der Ur-
heber bilden die „angeschlos-
senen Mitglieder“, 55 802 wa-
ren es im vergangenen Jahr.
Angeschlossene Mitglieder
sind in Ausschüssen, die über
Verteilungs- und Auszah-
lungsmodalitäten entschei-
den, kaum vertreten.

Eine Übergangsstufe zur
„ordentlichen Mitgliedschaft“
stellt die „außerordentliche
Mitgliedschaft“ dar. Außeror-
dentliche Mitglieder –  2011
waren das 6 472 – sind einge-
schränkt wahlberechtigt und
haben Anspruch auf Beteili-
gung an der GEMA-Sozialkas-
se. Diese bietet nicht nur Leis-
tungen bei Krankheit und
Tod, sondern zahlt auch Ren-
ten aus. Aber eben nicht an
alle, sondern nur an außeror-
dentliche und ordentliche
Mitglieder. Diese Form der
Selbstverwaltung führt im
Übrigen auch dazu, dass die
ordentlichen Mitglieder – fünf
Prozent aller Mitglieder –

knapp 65 Prozent aller Aus-
schüttungen beziehen. 

Die GEMA weist darauf
hin, dass der als ungerecht
kritisierte Verteilerschlüssel
von den Mitgliedern im Rah-
men der Mitgliederversamm-
lung beschlossen wurde. Er
sei Ausdruck des demokrati-
schen Willens der GEMA-Mit-
glieder. Allerdings: Nur etwa
fünf Prozent der Mitglieder
sind direkt stimmberechtigt,
während die übrigen Mitglie-
der de facto kein Mitsprache-
recht haben.

Über die Zukunft der
 GEMA entscheiden aber vor
allem diese ordentlichen Mit-
glieder – diejenigen, die dank
der GEMA Geld verdienen.
Die werden an der bestehen-
den Situation nichts ändern
wollen. 

Kein Texter, Komponist
oder Verleger ist allerdings
gezwungen, dem Verein mit
Namen GEMA beizutreten. Es
werden schließlich weltweit
Inhalte von Künstlern ge-
schaffen, die nicht in der
 GEMA oder anderen Verwer-
tungsgesellschaften organi-
siert sind. Diese Musiker ver-
geben ihre Lizenzen selbst
und an wen sie möchten.
Auch die technischen Mög-
lichkeiten, die das Internet
bietet, befördern Veränderun-
gen. Erste Musikerportale
führen musikalisch Kreative
aus allen Ländern zusammen,
Vertriebsportale lassen es zu,
Titel und Alben international
zu verkaufen. Ob die vielfälti-
ge Kritik an der GEMA zu Än-
derungen führt oder nicht:
Letztendlich ist jeder Verein
das, was seine Mitglieder
durch ihr Engagement daraus
machen.

Andreas Schirmer

„Hoch über uns, da schweben die Statuten. 
Die Abendstunden schwinden wie Minuten 
in mein' Verein.“
Kurt Tucholsky, Gedicht „Das Mitglied“



Vollbeschäftigung
Die Zahl der Arbeitslosen ist
gestiegen: Im Juli wurden
2,876 Millionen Menschen of-
fiziell als arbeitslos registriert,
rund 67 000 mehr als im Vor-
monat. Im Vergleich zum Juli
2011 gab es allerdings 63 000
Arbeitslose weniger. Damit
setzt sich der Aufwärtstrend
am Arbeitsmarkt zwar fort,
aber die Besserungen gegen -
über den Vorjahresmonaten
fallen immer geringer aus.

Im Ferienmonat Juli steigen
die Arbeitslosenzahlen übli-
cherweise, weil viele Arbeitge-
ber das Ferienende abwarten,

schäftsfelder nötig. Ein sol-
ches sieht der Verband zum
Beispiel in der Energiewende,
bei denen Freiberufler tech-
nisch, bauplanerisch, verfah-
renstechnisch, beratend oder
auch rechtlich aktiv werden
könnten.

Geldwertstabilität
Die Zahl der Zwangsversteige-
rungen lag im ersten Halbjahr
2012 bei rund 33 000; das wa-
ren der Argetra GmbH zufolge
5 900 Zwangsversteigerungs-
termine (-15,2 Prozent) weni-
ger als im Vorjahreszeitraum.
Die gestiegene Immobilien-
Nachfrage aufgrund der Fi-

Impressum:
Herausgeber: Ludwig-Erhard-Stiftung · Johanniterstraße 8 · 53113 Bonn
Telefon 0228/5 39 88-0 · Telefax 0228/5 39 88-49
Redaktion: Andreas Schirmer · Foto: dpa/picture alliance 
Druck und Herstellung: Druckerei Gerhards GmbH, Bonn-Beuel
erscheint monatlich · www.ludwig-erhard-stiftung.de

IM KLARTEXT
August 2012

Die Soziale Marktwirtschaft im August 2012
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

bevor sie neue Mitarbeiter ein-
stellen. Zudem melden sich
zahlreiche junge Erwachsene
zwischen Schulabschluss im
Frühsommer und Ausbil-
dungsbeginn im Herbst ar-
beitslos.

Eigenverantwortung
Die Zahl der Freiberufler in
Deutschland steigt kontinuier-
lich. Die jüngsten Zahlen wei-
sen einen Anstieg auf rund 1,2
Millionen Freiberufler zum
1. Januar 2012 aus. Zudem
werden laut Statistik des
Bundesverbandes der freien
Berufe (BfB) die Freiberufler
als Arbeitgeber immer wichti-
ger. Sie beschäftigten – ohne
Auszubildende – knapp 2,8
Millionen Arbeitnehmer, ein
Anstieg um drei Prozent. Die
Zahl der Auszubildenden sank
dagegen leicht von rund
128 000 auf 125 000. Inklusive
helfender Familienmitglieder
waren mehr als 4,3 Millionen
Personen in diesem Bereich
beschäftigt.

Dem BfB zufolge führt die
positive Entwicklung nicht
automatisch dazu, dass neue
Arbeitsplätze entstehen. Da-
zu seien auch neue Ge-

nanz- und Eurokrise ermög-
licht manchem überschulde-
ten Eigentümer, die Zwangs-
versteigerung durch einen
rechtzeitigen Verkauf zu ver-
hindern.

Wer durch Zwangsverstei-
gerung die eigenen „vier
Wände“ verliert, verliert viel-
leicht mehrfach: Allem voran
steht der Verlust von Wohn-
raum. Dazu kommt ein Ver-
mögensverlust, denn die in
Gerichtsverfahren festgesetz-
ten Verkehrswerte der Immo-
bilien liegen bei Zwangsver-
steigerungen regelmäßig
unterhalb des Marktwertes.
Wurde das Haus oder die Ei-
gentumswohnung kreditfi-
nanziert, bleiben oftmals
Schulden übrig. Zur Miete für
neuen Wohnraum muss dann
zusätzlich die Restschuld ab-
gezahlt werden.

I N D E X

„So wichtig es ist, ein Gleichgewicht der verschiedenen Betriebsformen aufrecht
zu erhalten, so muss es doch auch das Anliegen der Gesellschaftpolitik sein,
nicht nur vorhandene selbständige Existenzen zu sichern, sondern
vielleicht sogar mehr noch neue Selbständigkeiten zu ermöglichen.“
Ludwig Erhard
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Zwangsversteigerung
Anteile an Versteigerungen

Ein-/Zweifamilienhäuser 34,7 %

Eigentumswohnungen 31,8 %

Gewerbe-/Wohnhäuser 25,7 %

Grundstücke 6,3 %

Garagen und Sonstiges 1,6 %

Quelle: Argetra GmbH
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